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Vorblatt 


Hochschulrahmengesetz 
(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Hochschulgesetzgebung in den einzelnen Bundesländern hat 
in den letzten Jahren zunehmend auch in zentralen Fragen 
des Hochschulwesens zu recht unterschiedlichen Regelungen 
geführt. Eine solche Auseinanderentwicklung des Hochschul- 
rechts erscheint nicht länger vertretbar. 


B. Lösung 

Der Entwurf zielt darauf ab, die Rechtseinheit in den zentralen 
Fragen des Hochschulwesens in der Bundesrepublik zu wahren 
bzw. wiederherzustellen. Er stützt sich dabei auf die Bundes- 
kompetenz für Rahmenvorschriften über die allgemeinen Grund- 
sätze des Hochschulwesens und auf das Recht des Bundes, 
Rahmenvorschriften über die Rechtsverhältnisse der im öffent- 
lichen Dienst stehenden Personen zu erlassen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen durch die Ausführung des Gesetzes Kosten 
nur im Bereich des Studiums im Medienverbund. Den Ländern 
erwachsen durch die Ausführung dieses Gesetzes insbesondere 
zusätzliche Personalkosten. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Rahmengesetzes 
über die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens 
(Hochschulrahmengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Übersicht 


Geltungsbereich § 1 

1. Abschnitt: Aufgaben der Hochschule § 2 

2. Abschnitt: Freiheit von Forschung, Lehre und Lernen .... §§ 3 bis 6 

3. Abschnitt: Gesamthochschule § 7 

4. Abschnitt: Hochschule und Staat §§ 8 bis 12 

5. Abschnitt: Mitglieder der Hochschule §§ 13 bis 15 

6. Abschnitt: Organisation der Hochschule §§ 16 bis 27 

7. Abschnitt: Zugang zur Hochschule §§ 28 bis 30 

8. Abschnitt: Studium und Prüfungen §§ 31 bis 40 

9 Abschnitt: Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses § 41 

10. Abschnitt: Dienstrecht der Hochschullehrer und wissen- 

schaftlichen Mitarbeiter §§ 42 bis 55 

11. Abschnitt: Staatliche Anerkennung § 56 

12. Abschnitt: Anpassung des Landesrechts §§ 57 bis 60 

13. Abschnitt: Änderungs- und Schlußvorschriften §§61 bis 64 
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§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
die Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Lan- 
desrecht staatliche Hochschulen sind. 

Dazu gehören insbesondere: 

a) Hochschulen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes Universitäten, Technische Hoch- 
schulen, Pädagogische Hochschulen, Philoso- 
phisch-theologische Hochschulen, Sporthochschu- 
len, Kunsthochschulen und Fachhochschulen oder 
gleichrangige Hochschulen sind. 

b) Gesamthochschulen gemäß § 7 dieses Gesetzes. 

(2) Für die staatlich anerkannten Hochschulen gel- 
ten die Vorschriften dieses Gesetzes nur, soweit es 
in diesem Gesetz vorgesehen ist. 

1. ABSCHNITT 

Aufgaben der Hochschule 

§2 

Aufgaben der Hochschule 

(1) Aufgaben der Hochschule sind die Pflege 
und Entwicklung der Wissenschaften und der Künste 
durch Forschung, Kunstübung, Lehre und Studium. 

Das umschließt: 

— die Bemühung um Fortschritte des Wissens und 
Erkennens; 

— die öffentliche Darlegung wissenschaftlicher Fra- 
gen, Methoden und Ergebnisse und die Vermitt- 
lung wissenschaftlicher Erkenntnisse; 

— die Durchführung von -Studiengängen, insbe- 
sondere die Ausbildung zu bestimmten Berufs- 
feldern; 

— die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses. 

Jm Bereich der Medizin ist den Hochschulen die Auf- 
gabe der Krankenversorgung übertragen. 

(2) Die Hochschulen dienen der Weiterbildung 
und beteiligen sich an der Erwachsenenbildung. 

(3) Die Hochschulen wirken an den Maßnahmen 
zur sozialen Förderung der Studenten mit. Zu ihrer 
Durchführung können ihnen durch Gesetz Verwal- 
tungsaufgaben übertragen werden. 

(4) Die Hochschulen sorgen für eine sachgerechte 
Studienberatung. 

(5) Die Hochschulen bemühen sich um die Pflege 
der internationalen Zusammenarbeit der Hochschu- 
len. Sie wirken insbesondere am Aufbau eines euro- 
päischen Hochschulsystems mit, das eine entspre- 
chende Freizügigkeit ermöglicht. 


(6) Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben mit anderen staatlichen und 
staatlich geförderten Forschungs- und Bildungsein- 
richtungen zusammen. 

(7) Die Aufgaben der Hochschulen werden im ein- 
zelnen durch das Land bestimmt. Andere als die ge- 
nannten Aufgaben dürfen den Hochschulen nur über- 
tragen werden, wenn sie mit den in Absatz 1 ge- 
nannten Aufgaben Zusammenhängen. 


2. ABSCHNITT 

Freiheit von Forschung, Lehre und Lernen 

§3 

Grundsatz 

Die Hochschulgesetze der Länder und die Satzun- 
gen und Ordnungen der Hochschulen haben die ver- 
fassungsmäßig garantierte Freiheit der Forschung 
und Lehre und die Freiheit des Lernens an den Hoch- 
schulen zu gewährleisten. 

§4 

Freiheit der Forschung 

(1) Das Recht auf Freiheit der Forschung umfaßt 
insbesondere die freie Wahl des Forschungsgegen- 
standes und der Fragestellung, der angewandten 
Methoden und der zeitlichen Disposition, die Frei- 
heit der Wertung des wissenschaftlichen Erkenntnis- 
vorganges und der Veröffentlichung der Forschungs- 
ergebnisse sowie das Recht auf die Inanspruchnahme 
der von der Hochschule bereitgestellten Sachmittel 
und des Personals. 

(2) Das Recht auf Freiheit der Forschung schließt 
nicht die Verpflichtung des Staates oder der Hoch- 
schule ein, für ein Forschungsprojekt zusätzliche 
personelle oder sächliche Mittel bereitzustellen. 

(3) Das Recht auf Freiheit der Forschung findet 
seine Grenze in dem gleichgerichteten Anspruch an- 
derer Wissenschaftler auf die Inanspruchnahme der 
gleichen personellen und sächlichen Forschungshil- 
fen. 

(4) Die Pflicht des Wissenschaftlers, im Rahmen 
seiner Aufgaben innerhalb der Hochschule insbe- 
sondere an der Bereitstellung eines ausreichenden 
Lehrangebots mitzuwirken, kann nicht durch Be- 
rufung auf das Recht auf Freiheit der Forschung ein- 
geschränkt werden. 

(5) Forschungsvorhaben im Auftrag Dritter dür- 
fen in einer Hochschule nur dann durchgeführt wer- 
den, wenn sie die Erfüllung der Aufgaben der Hoch- 
schulen nicht beeinträchtigen. Das Verfahren und 
die Regelung der Inanspruchnahme von der Hoch- 
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schule bereitgestellter personeller und sächlicher 
Forschungshilfen und ihrer finanziellen Abgeltung 
werden durch Landesgesetz bestimmt. 

§5 

Freiheit der Lehre 

(1) Das Recht auf Lehrfreiheit schließt insbeson- 
dere die freie Wahl des Gegenstandes der Lehre, 
die Freiheit der Lehrmethode und der Lehrmeinung 
und die Unzulässigkeit jeder Behinderung ein, die 
sich gegen eine Lehrtätigkeit wegen des vertretenen 
Inhalts der Lehre oder der Lehrmeinung richtet. 

(2) Die Verpflichtung zur Durchführung bestimm- 
ter Lehrveranstaltungen ist zulässig, wenn diese 
der Gewährleistung eines ausreichenden Lehrange- 
bots dient. 

(3) Die Bereitstellung der für eine freie Lehrtätig- 
keit erforderlichen Räume und Hilfsmittel kann in- 
soweit eingeschränkt werden, als sonst die ord- 
nungsgemäße Durchführung und ein ausreichendes 
Angebot der in Prüfungs- und Studienordnungen 
vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen beeinträch- 
tigt würde. 

(4) Bei der Planung der Lehrveranstaltungen hat 
die Hochschule für einen angemessenen Interessen- 
Ausgleich zwischen Lehr- und Lernfreiheit Sorge zu 
tragen. 

§6 

Freiheit des Lernens 

(1) Das Recht auf Freiheit des Lernens umfaßt 
grundsätzlich den freien Zugang zum wissenschaft- 
lichen Arbeiten in der Hochschule, die freie Aus- 
wahl der Lehrveranstaltungen, die Freiheit zur Bil- 
dung und zur Äußerung wissenschaftlicher Meinun- 
gen und das Recht innerhalb eines ordnungsgemä- 
ßen Studiums Schwerpunkte nach eigener Wahl zu 
bilden. 

(2) Die Ausübung des Rechtes auf Lernfreiheit 
kann von subjektiven Zulassungsvoraussetzungen 
abhängig gemacht werden. Diese bestehen in der 
Hochschulreife, einer ggf. vorgeschriebenen Zu- 
satzqualifikation oder einer in voraufgegangenen 
Lehrveranstaltungen zu erwerbenden wissenschaft- 
lichen Qualifikation oder in einer voraufgehenden 
praktischen Tätigkeit, die durch Gesetz oder Hoch- 
schulordnung näher bestimmt werden. 

(3) Studien- und Prüfungsordnungen können die 
Teilnahme an bestimmten Lehrveranstaltungen vor- 
schreiben. 

3. ABSCHNITT 

Gesamthochschule 

§7 

Gesamthochschule 

(1) Die Hochschulen eines Landes sollen zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben zu Gesamthochschulen zu- 
sammengefaßt werden. 


! (2) Die Zusammenarbeit erstreckt sich insbeson- 

; dere auf die gegenseitige Abstimmung der Studien- 
i gänge und Prüfungsordnungen, Fragen der Hoch- 
J schuldidaktik, die Errichtung von Ausbildungs- und 
I Forschungsschwerpunkten, den Einsatz und Aus- 
tausch des wissenschaftlichen Personals, die Durch- 
lässigkeit zwischen den Hochschulen, die gemein- 
schaftliche Nutzung von Hochschuleinrichtungen. 

| 

i (3) In jeder Gesamthochschule sind zur Verwirk- 
lichung der Zusammenarbeit entsprechende Verwal- 
tungsgremien zu schaffen. 

(4) Innerhalb der Entwicklung zu Gesamthocb- 
j schulen kann das Land neue Strukturen, Organi- 
sationsformen und Ausbildungsgänge entwickeln 
und erproben. Insbesondere sollen integrierte For- 
men der Gesamthochschule erprobt und da angebo- 
ten werden, wo sie sich vom Fachgebiet her anbie- 
ten. 

(5) Neue Hochschulen sollen als Gesamthochschu- 
| len angelegt werden. 

I (6) Wenn und solange eine Hochschule nicht in 
eine Gesamthochschule eingegliedert werden kann, 
bestimmt das Land, welche Aufgaben nach Maß- 
j gäbe des § 2 von dieser Hochschule wahrgenommen 
i werden. 

| (7) Einzelheiten werden durch Landesgesetz fest- 

j gelegt. 

| 4. ABSCHNITT 

I Hochschule und Staat 

§8 

Rechtsstellung der Hochschule 

| (1) Die Hochschulen sind Körperschaften des 

öffentlichen Rechts und zugleich Einrichtungen des 
Landes. Sie haben das Recht auf eine ihrem beson- 
deren Charakter entsprechende Selbstverwaltung 
im Rahmen der Gesetze und ihrer Grundordnungen 
(Satzungen). 

(2) Die Hochschulen erfüllen ihre Aufgaben durch 
| eine Einheitsverwaltung auch soweit es sich um 
| übertragene (staatliche) Angelegenheiten handelt. 

! (3) Dienstherr der an den Hochschulen tätigen 

I Beamten, Angestellten und Arbeiter ist das Land. 

| 

§9 

Aufsicht 

(1) Das Land übt die Rechtsaufsicht über die 
Hochschulen aus. 

(2) Die Fachaufsicht erstreckt sich insbesondere 
auf die Personalverwaltung, die Verwaltung der 
Grundstücke und des sonstigen Vermögens und der 
Kliniken als Krankenanstalten. Das Landesrecht 
regelt, inwieweit die Wirtschaftsverwaltung der 
Hochschule der Fachaufsicht unterliegt. Das Land 
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kann von der Hochschule diejenigen Maßnahmen 
verlangen, die zur Erfüllung der dem Land gegen- 
über dem Bund und den anderen Ländern oblie- 
genden Verpflichtungen erforderlich sind. 

(3) Die Mittel der Aufsicht bestimmt das Landes- 
recht. 

§ 10 

Zusammenwirken von Land und Hochschule 

(1) Ein Zusammenwirken von Land und Hoch- 
schule ist vor allem für folgende Angelegenheiten 
gesetzlich zu regeln: 

1. den Erlaß der Grundordnungen (Satzungen) der 
Hochschulen; 

2. die Hochschulplanung; 

3. die Errichtung, Änderung und Aufhebung von 
fachlichen Einheiten und zentralen Einrichtungen; 

4. die Bestellung und Abberufung der Leitung der 
Hochschule. 

(2) Hochschule und Staat kommt die gemeinsame 
Verantwortung für die Wahrnehmung der Aufgaben 
wissenschaftlicher Ausbildung und Fortbildung zu. 
Dies gilt insbesondere für die Erarbeitung und den 
Erlaß von Studien- und Prüfungsordnungen in den 
Hochschulen. Näheres wird durch Gesetz bestimmt. 

§ 11 

Hochschulplanung 

(1) Jede Hochschule stellt einen mehrjährigen 
Entwicklungsplan auf, der jährlich den veränderten 
Verhältnissen anzupassen ist. 

(2) Der Entwicklungsplan soll die Vorstellungen 
der Hochschule über ihren stufenweisen Ausbau 
enthalten. 

(3) Jedes Land stellt nach gemeinsamer Beratung 
mit den Hochschulen einen mehrjährigen Hochschul- 
gesamtplan auf, der jährlich fortzuschreiben ist. Der 
Hochschulgesamtplan bedarf der Beschlußfassung 
durch den Landtag. 

(4) Das Land hat bei der Aufstellung des Hoch- 
schulgesamtplanes den von Bund und Ländern ge- 
meinsam aufgestellten Rahmenplan nach dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz zu berücksichtigen. 

(5) Der Hochschulgesamtplan enthält insbesondere 
Angaben zur voraussichtlichen Entwicklung der Stu- 
dentenzahl, der Stellen für Hochschullehrer, der be- 
nötigten Kapazitäten und der Forschungsschwer- 
punkte. Dabei enthält er auch Angaben und Vor- 
schläge zur Kostenentwicklung und ihrer Finanzie- 
rung. 

(6) Zur Berechnung der bisherigen und der ge- 
planten Kapazität ist von einer bundeseinheitlichen 
Kapazitätsberechnungsmethode auszugehen. 

(7) Bei den Vorstellungen zur Kapazitätserweite- 
rung ist sowohl von der Nachfrage nach Studien- 
plätzen als auch von dem gesellschaftlichen Bedarf 
auszugehen. 


§ 12 

Haushaltswesen 

(1) Der Haushalt der Hochschule ist Teil des 
Landeshaushaltes. 

(2) Jede Hochschule legt der Landesregierung an 
Hand ihres Entwicklungsplanes und unter Berück- 
sichtigung des Hochschulgesamtplanes ihren Haus- 
haltsvoranschlag vor. Abweichungen vom Hoch- 
schulgesamtplan sind kenntlich zu machen. 

(3) Weicht der Entwurf des Landeshaushaltsplanes 
vom Voranschlag der Hochschule ab, so sind die be- 
treffenden Teile des Voranschlags dem Entwurf des 
Landeshaushaltsplanes beizufügen. 

(4) Bei der Deckungsfähigkeit und der Übertrag- 
barkeit der Ausgaben sollen entsprechend den Vor- 
schriften des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1273) die be- 
sonderen Erfordernisse des Hochschulwesens be- 
rücksichtigt werden. 

5. ABSCHNITT 

Mitglieder der Hochschule 

§ 13 

Mitglieder der Hochschule 

Mitglieder der Hochschule sind: 

1. Der Leiter bzw. die Angehörigen des Leitungs- 
gremiums; 

2. die Professoren und Assistenzprofessoren (Hoch- 
schullehrer); 

3. die wissenschaftlichen Mitarbeiter; 

4. die Studenten; 

5. die sonstigen an der Hochschule tätigen Beamten, 
Angestellten und Arbeiter; 

6. die nebenberuflich an den Hochschulen tätigen 
Hochschullehrer (Honorarprofessoren, Lehrbeauf- 
tragte etc.). 

§ 14 

Rechte und Pflichten der Mitglieder der Hochschule 

(1) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft in der 
Hochschule sind die in Forschung, Lehre und Stu- 
dium an der Hochschule tätigen Mitglieder berech- 
tigt, die ihnen in §§ 3 bis 6 gewährleisteten Frei- 
heitsrechte innerhalb der Hochschule wahrzunehmen 
und verpflichtet, die daraus hervorgehenden Pflich- 
ten zu erfüllen. Sie haben das Recht, die wissen- 
schaftlichen Einrichtungen der Hochschule zu benut- 
zen. 

(2) Hochschullehrer haben ihr Fachgebiet in For- 
schung und Lehre in angemessenem Umfang zu ver- 
treten. Die Hochschullehrer sind verpflichtet, bei 
staatlichen Prüfungen, kirchlichen Prüfungen und 
Hochschulprüfungen mitzuwirken. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 1 784 


(3) Eine Verpflichtung zu wissenschaftlicher Tä- 
tigkeit, die im Dienstverhältnis eines Mitglieds der 
Hochschule begründet ist, gilt auch als korpora- 
tionsrechtliche Verpflichtung. 

| 

(4) Die Mitglieder der Hochschule sind berechtigt j 
und verpflichtet, an der Selbstverwaltung der Hoch- I 
schule nach der Maßgabe dieses Gesetzes mitzuwir- 
ken. Sie sind bei der Ausübung ihrer Mandate an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 

§ 15 

Umfang und Ausmaß der Mitwirkungsrechte 

(1) Mitwirkungsrechte der Mitglieder in der 

Hochschule sind insbesondere das aktive und pas- 
sive Wahlrecht zu den Organen der Hochschule auf 
fachlicher und zentraler Ebene. j 

(2) Umfang und Ausmaß der Mitwirkungsrechte | 
der Hochschulmitglieder bestimmen sich 

1 . nach ihrer Funktion in Forschung, Lehre oder 
Studium, 

2. nach der in objektiven Verfahren nachgewiese- I 
nen wissenschaftlichen Qualifikation, 

3. nach ihrer beruflichen Bindung an die Hoch- 
schule, 

4. nach der Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Hoch- 
schule. 

(3) In den Beschlußorganen der zentralen oder i 
fachlichen Ebene, soweit sie aus direkten Wahlen 
hervorgehen, haben alle Mitglieder das aktive 
Wahlrecht. 

(4) In den Beschlußorganen der zentralen Ebene 
sind alle Mitglieder mitwirkungsberechtigt, die zum 
Zeitpunkt der Wahl der Hochschule mindestens 
sechs Monate angehören. 

(5) Bei Wahlen zu Beschlußorganen der fachlichen 
Einheiten sind die Mitglieder der Hochschule in der 
betroffenen fachlichen Einheit wählbar, die Hoch- 
schullehrer sind oder der fachlichen Einheit zum 
Zeitpunkt der Wahl ein Jahr angehören. 

(6) In den Organen der fachlichen Einheiten ent- 
scheidet die Mehrheit der Stimmen der Hochschul- 
lehrer über die Aufnahme von Forschungsprojekten 
und allgemeinen Fragen der Forschung. Bei Ent- 
scheidungen über die Art und Weise der Durchfüh- 
rung eines Forschungsvorhabens wirken die Mit- 
glieder mit, die an dem Forschungsvorhaben selb- 
ständig wissenschaftlich mitarbeiten. 

(7) Die Mehrheit der Stimmen der Hochschul- 
lehrer entscheidet über die Ergänzung des Lehr- 
körpers und die Einstellung wissenschaftlicher Mit- 
arbeiter. 

(8) An der Abnahme von Prüfungen können nur 
Mitglieder der Hochschule mitwirken, die Hoch- 
schullehrer sind oder diese Prüfung selbst abgelegt 
haben. 

(9) Das Landesrecht regelt die Voraussetzungen, 
den Umfang des Eingriffs und das Verfahren für die 


Aberkennung der Mitwirkungsrechte gemäß Ab- 
satz 1 oder der Zugehörigkeit zu einem Organ der 
Hochschule bei Mißbrauch dieser Mitwirkungsrechte. 


6. ABSCHNITT 

Organisation der Hochschule 

§ 16 

Gliederung der Hochschule 

Die Verwaltung der Hochschule gliedert sich in 
I eine zentrale Verwaltungsebene und fachliche Ein- 
! heiten. Beschlußorgane bestehen als zentrale Organe 
und als Organe der fachlichen Einheiten. 

§ 17 

Zentrale Hochschulorgane 

Für die allgemeine Hochschulverwaltung sind in 
der Regel drei Organe zu bilden: 

1. Die Beschlüsse über die Grundordnung (Satzung) 
der Hochschule sowie die hochschulpolitischen 
Grundsatzentscheidungen sind einem Organ zu 
übertragen, in dem alle Gruppen von Hochschul- 
mitgliedern vertreten sind. 

2. Die Entscheidungen der Hochschule, die nicht zur 
laufenden Verwaltung gehören, werden grund- 
sätzlich von einem Organ getroffen, in dem die 
Leitung der Hochschule, mindestens ein Hoch- 
schullehrer aus jeder fachlichen Einheit und alle 
Gruppen von Hochschulmitgliedern vertreten 
sind. 

3. Die laufende Verwaltung und die Vertretung der 
Hochschule nach außen (Leitung der Hochschule) 
werden von einem Organ wahrgenommen, das 
aus einer oder mehreren Personen besteht. 

§ 18 

Leitung der Hochschule 

(1) Die Leitung der Hochschule wird auf minde- 
stens sechs Jahre gewählt, sofern ein hauptberuf- 
licher Leiter der Hochschule bestellt wird. 

(2) Die Wahl erfolgt durch das Organ gemäß § 17 
Nr. 1 auf Vorschlag des Organs gemäß § 17 Nr. 2. 

(3) Sieht das Landesrecht einen hauptberuflichen 
Leiter der Hochschule vor, so erfolgt seine Wahl 
nach öffentlicher Ausschreibung der Stelle aufgrund 
eines mehrere Bewerber umfassenden Wahlvor- 
schlags des Organs gemäß § 17 Nr. 2, den dieses im 
Einvernehmen mit dem zuständigen Landesminister 
(Senator) erstellt. 

(4) Zum Mitglied dieses Hochschulorgans kann 
nur gewählt werden, wer die Befähigung für dieses 
Amt durch eine mehrjährige selbständige Tätigkeit 
in Forschung und Lehre oder eine entsprechende 
Leitungserfahrung in Verwaltung, Wirtschaft oder 
Rechtspflege nachweist. 
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(5) Die Abberufung der Leitung der Hochschule 1 
kann nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Mitglieder des in § 17 Nr. 1 genannten Organs er- 
folgen, sofern gleichzeitig eine neue Leitung ge- I 
wählt wird. Die Abberufung wird mit der Bestäti- 
gung (§ 10 Abs. 1 Nr. 4) der neuen Leitung wirk- [ 
sam. 

§ 19 

Fachliche Einheiten 

(1) Die fachlichen Einheiten umfassen einen oder 
mehrere Fachgebiete; sie müssen ihrer Größe nach 
überschaubar sein. 

(2) Ist die Überschaubarkeit nicht mehr gewähr- 
leistet, so sind die fachlichen Einheiten zu teilen. 

(3) Den fachlichen Einheiten ist im Rahmen der 
für die gesamte Hochschule entwickelten Planung 
das Recht zur Planung und Leitung aller in ihren 
Bereich fallenden Angelegenheiten zu übertragen. 

(4) Die fachliche Einheit kann mit Zustimmung 
der Leitung der Hochschule und der zuständigen 
Landesbehörden unter ihrer Verantwortung ste- 
hende Forschungseinrichtungen und Betriebseinhei- 
ten bilden. Dieses Recht steht auch der zuständigen 
Landesbehörde im Benehmen mit der Leitung der 
Hochschule und der fachlichen Einheit zu. 

§ 20 

Einrichtungen der Krankenversorgung 

Einrichtungen der Krankenversorgung sind Be- 
triebseinheiten gemäß § 19 Abs. 4, Die verantwort- 
lichen Ärzte für die Behandlungseinheiten sind von 
den zuständigen staatlichen Behörden zu bestellen. 
Dabei kann eine kollegiale Leitung vorgesehen wer- 
den. 

§ 21 

Koordination der fachlichen Einheiten 

Soweit ein fachliches Bedürfnis besteht, sind 
Organe zu schaffen, die die Arbeit mehrerer fach- 
licher Einheiten koordinieren. Diese haben insbe- 
sondere dafür zu sorgen, daß 

1. die für die Studiengänge bestimmter fachlicher 
Einheiten benötigten Lehrveranstaltungen von 
anderen, dafür zuständigen fachlichen Einheiten 
abgehalten werden; 

2. unnötige Mehrfachanschaffungen wissenschaft- 
lichen Geräts vermieden werden; 

3. die wissenschaftliche Forschung zwischen den 
fachlichen Einheiten koordiniert wird; 

4. die Zusammenarbeit der Wissenschaftler ver- 
schiedener fachlicher Einheiten gefördert wird. 

§ 22 

Zentrale Einrichtungen 

Neben den fachlichen Einheiten (§ 19), Betriebs- 
einheiten (§ 19 Abs. 4), Forschungsgruppen (§ 23) 


können an den Hochschulen zentrale Einrichtungen 
bestehen, die Dienstleistungsaufgaben für For- 
schung, Lehre und Studium wahrnehmen. 

§ 23 

Forschung 

(1) Für fachübergreifende Forschungsprojekte 
sind Forschungsgruppen außerhalb der fachlichen 
Einheiten zu bilden. Die Berufung in eine For- 
schungsgruppe kann nur mit Zustimmung des Be- 
rufenen erfolgen. Die Mitglieder der Forschungs- 
gruppen können für die Dauer der Zugehörigkeit 
zur Forschungsgruppe verpflichtet werden, im Rah- 
men der Beschlüsse der Forschungsgruppe an den 
Projekten mitzuarbeiten. 

(2) Zur Durchführung größerer Forschungsvorha- 
ben ist eine zentrale ständige Kommission für An- 
gelegenheiten der Forschung vorzusehen. Die Mit- 
glieder der Kommission werden vom Beschlußorgan 
gemäß § 17 Nr. 2 jeweils für drei Jahre benannt. 
§ 15 Abs. 5 findet für die Besetzung der Kommis- 
sion entsprechende Anwendung. 

(3) Zu den Aufgaben der Kommission gehört ins- 
besondere die Koordinierung der Forschung inner- 
halb der Hochschule, die Bildung regionaler und 
sektoraler Forschungsschwerpunkte (u. a. Sonder- 
forschungsbereiche), die Sicherung der Kooperation 
zwischen den verschiedenen Forschungseinrichtun- 
gen der Hochschule und mit hochschulfreien Institu- 
ten, die Verteilung der Forschungsmittel auf die 
einzelnen fachlichen Einheiten und sonstigen For- 
schungseinheiten der Hochschule sowie die Über- 
prüfung der Wirtschaftlichkeit des Einsatzes der 
Forschungsmittel im Sinne einer Erfolgskontrolle. 

§ 24 

Organe der fachlichen Ebene 

(1) Für die fachlichen Einheiten ist ein Beschluß- 
und ein Leitungsorgan, für die Koordination der 
fachlichen Einheiten und der Forschungsgruppen ist 
jeweils ein Leitungsorgan vorzusehen. 

(2) Das Beschlußorgan einer fachlichen Einheit 
muß aus allgemeinen Wahlen der Mitglieder her- 
vorgehen, die in der betreffenden fachlichen Einheit 
als Hochschullehrer oder wissenschaftliche Mit- 
arbeiter tätig sind oder als Studenten für die fach- 
liche Einheit im Hauptfach immatrikuliert sind. 

(3) Der Leitung der fachlichen und zentralen Ein- 
heiten und der Forschungsgruppen können nur Pro- 
fessoren angehören. 

§ 25 

Öffentlichkeit 

(1) Das Zentralorgan der Hochschule, das die 
Grundordnung erläßt, verhandelt öffentlich. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden. Das Nä- 
here regelt das Landesrecht. 
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(2) Die übrigen Beschlußorgane der Hochschule 
tagen grundsätzlich nicht Öffentlich. Sie können mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln Öffentlichkeit her- 
stellen, soweit nicht rechtliche Gründe entgegen- 
stehen oder Personalangelegenheiten verhandelt 
werden. Die Öffentlichkeit kann auf die Mitglieder 
der Hochschule oder einer fachlichen Einheit be- 
schränkt werden. 

§ 26 

Grundsätze für die Wahl und Zusammensetzung 
der Hochschulorgane 

(1) Das zentrale Beschlußorgan der Hochschule 
gemäß § 17 Nr. 1 und das Beschlußorgan der fach- 
lichen Einheiten (§ 24) muß aus allgemeinen und 
geheimen Wahlen hervorgehen. Die für die Organi- 
sation der Wahlen zu den staatlichen und kommu- 
nalen Vertretungskörperschaften geltenden Grund- 
sätze ordnungsgemäßer Wahldurchführung sind zu 
beachten. Näheres bestimmt das Landesrecht. 

(2) Die Mitglieder der Beschlußorgane nach Ab- 
satz 1 werden für eine bestimmte Amtszeit bestellt. 
Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 

(3) Das Landesrecht hat vorzusehen, daß in den 
Beschlußorganen der zentralen Verwaltungsebene 
und der fachlichen Einheiten alle Gruppen der Hoch- 
schulmitglieder vertreten sind. Die Gesamtzahl der 
Vertreter der Gruppen gemäß § 13 Nr. 3 bis 6 darf 
die Gesamtzahl der Hochschullehrer nicht über- 
schreiten. Bei der Vertretung der Gruppen gemäß 
§ 13 Nr. 3 bis 6 ist den Studenten eine Mehrheit 
einzuräumen. Für die Entscheidung über Fragen der 
Forschung, der Ergänzung des Lehrkörpers und für 
die Abnahme von Prüfungen gelten die einschrän- 
kenden Bestimmungen des § 15 Abs. 6 bis 8. 

(4) Das Landesrecht sieht vor, daß sich die Zahl 
der einer Gruppe zustehenden Sitze in den Hoch- 
schulorganen verringert, wenn weniger als 50 vom 
Hundert der wahlberechtigten Angehörigen einer 
Gruppe an der Wahl teilgenommen haben. 

§ 27 

Studentenschaft 

(1) Die immatrikulierten Studenten der Hoch- 
schule bilden die Studentenschaft. Das Landesrecht 
regelt die Rechtsstellung und die Finanzierung der 
Studentenschaft. 

(2) Aufgabe der Studentenschaft ist es, die fach- 
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der 
Studenten zu vertreten, zu hochschulpolitischen Fra- 
gen Stellung zu nehmen, die kulturellen Anliegen 
der Studenten zu fördern und den Studentensport zu 
pflegen. 

(3) Die Studenten der einzelnen fachlichen Ein- 
heiten bilden Fachschaften. 

(4) Das Landesrecht bestimmt, welche Organe auf 
fachlicher und zentraler Ebene die Studentenschaft 


bilden. Für die Wahlen zu den Beschlußorganen der 
Studentenschaft gelten § 14 Abs. 4 und § 26 Abs. 1 
und 2 entsprechend. 


7. ABSCHNITT 

Zugang zur Hochschule 

§ 28 

Zugang zur Hochschule 

(1) Jeder Deutsche hat das Recht des freien Zu- 
gangs zur Hochschule, wenn er die für das Studium 
erforderlichen Qualifikationen nachweist. Zulas- 
sungshindernisse, die in der Person des Studien- 
bewerbers liegen, ohne sich auf die Qualifikation zu 
beziehen, sind durch Landesrecht zu regeln. 

(2) Die Qualifikation wird in der Regel durch die 
Hochschulreife nachgewiesen. 

(3) Andere Arten des Nachweises regelt das 
Landesrecht. 

§29 

Zulassungsbeschränkungen 

(1) Zulassungsbeschränkungen wegen Überfül- 
lung einzelner Fachrichtungen werden von der Hoch- 
schule mit Zustimmung der zuständigen Landesbe- 
hörde für jeweils ein Jahr angeordnet. Sie können 
auch von der zuständigen Landesbehörde nach An- 
hörung der Hochschule angeordnet werden. Näheres 
regelt das Landesrecht. 

(2) Sie sind nur zulässig, wenn die Hochschule 
nachweist, daß eine sachgerechte Ausbildung aller 
Studienbewerber auch nach Änderung der Lehr- 
organisation sowie nach Ausschöpfung aller räum- 
lichen und personellen Möglichkeiten nicht gewähr- 
leistet ist (§ 13 Abs. 6). 

(3) Soweit die Hochschule einen Antrag auf Zu- 
lassungsbeschränkungen stellt, ist darin anzugeben, 
in welcher Weise die Ausbildungskapazität ermit- 
telt worden ist. 

(4) Bei der Entscheidung über die Auswahl der 
Studienbewerber ist in erster Linie auf die Eignung 
für das Studium abzustellen. Darüber hinaus sind 
folgende Kriterien nebeneinander anzuwenden: 

1. Wartezeit seit dem Erwerb der Hochschulreife, 
bei gleicher Wartezeit haben unter den männ- 
lichen Bewerbern diejenigen den Vorrang, die 
eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 oder 2 
des Grundgesetzes erfüllt haben, mindestens ein 
Jahr in der Entwicklungshilfe tätig waren oder 
das freiwillige soziale Jahr im Sinne des Ge- 
setzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 640) geleistet haben. 
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2. Besondere Härten, die für den Bewerber in einem 
verzögerten Studienbeginn liegen würden. 

(5) Eine Entscheidung durch Los ist unzulässig. 

§ 30 

Nachweis und Vermittlung von Studienplätzen 

(1) Jedes Land stellt jährlich die Studienplätze 
fest, die an seinen Hochschulen zum nächsten Ein- 
schreibungstermin frei sein werden. Die Länder 
unterrichten sich über das Ergebnis ihrer Erhebun- 
gen, unter Mitteilung des Berechnungsmodus. Jedes 
Land gibt das Gesamtergebnis bekannt. 

(2) Wenn für eine Fachrichtung oder einen Stu- 
diengang an der Mehrzahl der Hochschulen eines 
Landes Zulassungsbeschränkungen bestehen, so tra- 
gen die Länder dafür Sorge, daß die zur Verfügung 
stehenden Studienplätze den Studienbewerbern ver- 
mittelt werden. Zu diesem Zweck ordnen sie an, daß 
die Bewerbungen an eine von ihnen zu bestimmende 
zentrale Registrierstelle zu richten sind. 

(3) Der Nachweis und die Vermittlung von Stu- 
dienplätzen (Absätze 1 und 2) erstreckt sich auch auf 
die staatlich anerkannten Hochschulen. 


8. ABSCHNITT 

Studium und Prüfungen 

§ 31 

Studium 

(1) Der Student soll durch das Studium die Fähig- 
keit zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit 
sowie die entsprechenden Methoden- und Fach- 
kenntnisse erwerben, und sich auf ein berufliches 
Tätigkeitsfeld vorbereiten. 

(2) Die Hochschulausbildung gliedert sich in das 
Studium mit Haupt- und Ergänzungsstudiengängen, 
das Aufbaustudium und das Kontaktstudium. 

(3) Im Aufbaustudium wird den Studenten ver- 
mehrt Gelegenheit zu selbständiger wissenschaft- 
licher Forschung gegeben. Es kann im allgemeinen 
mit der Promotion abschließen. 

(4) Im Kontaktstudium werden Möglichkeiten 
der Weiterbildung angeboten. 

§ 32 

Studiengänge 

(1) Inhalt und Aufbau der Studiengänge sind an 
den fachwissenschaftlichen Erkenntnissen, an ihrer 
Eignung zur Vermittlung der Fähigkeit zu metho- 
disch-wissenschaftlichem Arbeiten und an beruf- 
lichen Tätigkeitsfeldern auszurichten. Sie führen in 
der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluß. 


(2) Die Gesamtdauer eines Studienganges wird 
durch die Ausbildungsziele und die zu ihrer Errei- 
chung notwendigen Studieninhalte bestimmt. Inner- 
halb eines Studienganges ist dem Studenten die 
Möglichkeit zu geben, Schwerpunkte seines Stu- 
diums nach eigener Wahl zu bestimmen, soweit die 
Art des Studienganges dies zuläßt. 

(3) In dafür geeigneten Fachrichtungen hat die 
Hochschule Studiengänge anzubieten, die bereits 
nach drei Jahren zu einem Abschluß führen. 

§ 33 

Studienordnungen, Studienpläne 

(1) Für alle Studiengänge sind Studienordnungen 
aufzustellen. Sie bestimmen den Aufbau und Inhalt 
des Studiums. Ferner bestimmen sie die Mindest- 
sfudiendauer. 

(2) Die Studienordnungen sollen unter Berück- 
sichtigung hochschuldidaktischer Gesichtspunkte die 
Grundsätze für die einzelnen Studiengänge zusam- 
menfassen und gewährleisten, daß das Studium in- 
nerhalb der vorgesehenen Mindestzeit abgeschlos- 
sen werden kann. Es muß dabei gewährleistet sein, 
daß der Student nach seiner Wahl auch an nicht in 
seiner Studienordnung vorgesehenen Lehrveranstal- 
tungen teilnehmen kann. 

(3) Auf der Grundlage der Studienordnungen sind 
Studienpläne aufzustellen, die es den Studenten er- 
möglichen, in der in den Prüfungsordnungen vorge- 
sehenen Studiendauer die erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu erwerben. Die Studienpläne 
können die Zulassung zu bestimmten Veranstaltun- 
gen von der Teilnahme im Studiengang vorherge- 
hender Veranstaltungen oder von der Ablegung von 
Zwischenprüfungen abhängig machen. 

§ 34 

Prüfungen 

(1) Das Hochschulstudium wird in der Regel durch 
eine Hochschulprüfung oder eine staatliche oder 
kirchliche Prüfung abgeschlossen. 

(2) Die Prüfung dient der Feststellung, ob das 
Ziel des Studiums oder des Studienabschnitts er- 
reicht ist. Sie muß den individuellen Leistungsnach- 
weis erbringen. 

(3) Hochschulprüfungen sind grundsätzlich für 
Angehörige der gleichen fachlichen Einheit öffent- 
lich, sofern der Kandidat bei der Meldung zur Prü- 
fung keinen Widerspruch erhebt und sich die Öffent- 
lichkeit nicht von der besonderen Eigenart des Prü- 
fungsfaches her verbietet. 

(4) Die für die Ausbildung verantwortlichen 
Hochschullehrer haben in erster Linie an der Prü- 
fung mitzuwirken. Die Prüfungsordnung kann ein 
Mitbestimmungsrecht des zu Prüfenden bei der Aus- 
wahl der Prüfer vorsehen. 
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(5) An Prüfungen, deren endgültiges Nichtbeste- 
hen vom Weiterstudium des Faches ausschließt, 
müssen wenigstens zwei Prüfer mitwirken. 

(6) Hochschulprüfungen werden aufgrund von 
Prüfungsordnungen abgelegt, die der Genehmigung 
der zuständigen Landesbehörde bedürfen. Die Prü- ; 
fungsordnung bestimmt die Regelstudienzeit, den 
Zweck der Prüfungen und die Anforderungen in der 
Prüfung, die Gegenstände der Prüfung sowie die Zu- 1 
lassungsvoraussetzungen. Sie kann vorsehen, daß I 
die Prüfungen teilweise durch während des Stu- 
diums erbrachte Leistungen ersetzt werden können. 

§ 35 ! 

Rahmenstudien- und Prüfungsordnungen 

(1) Zur Reform und zur Vereinheitlichung der 
Studien- und Prüfungsordnungen werden Fachkom- 
missionen aus Vertretern der Hochschule, des Staa- i 
tes und der beruflichen Praxis gebildet. 

(2) Die Länder bilden gemeinsame Fachkommis- 
sionen. 

(3) Die Fachkommissionen arbeiten bundesein- 

heitliche Rahmen- und Musterordnungen aus, die 
bei Aufstellung, Erlaß und Genehmigung der Stu- 
dien- und Prüfungsordnungen zugrunde zu legen 
sind. Studienordnungen und Prüfungsordnungen der 
Hochschulen, die den Empfehlungen der Fachkom- 
missionen nicht entsprechen, sind anzupassen. j 

(4) Die Rahmenordnungen enthalten Vorschriften 
über 

1. das Ausbildungsziel und die Abschlüsse, 

2. die Ausbildungsdauer, 

3. stoffliche Mindestanforderungen und Leistungs- 
nachweis während des Studiums, 

4. die gegenseitige Anerkennung von Zeugnissen j 

und Berechtigungen. i 

| 

§ 36 

Hochschulgrade 

(1) Die Hochschulen verleihen nach erfolgreichem 
Abschluß des Studiums den Diplomgrad mit Angabe 
der Fachrichtung. 

(2) Soweit der Hochschule durch Landesgesetz 
Promotionsrecht verliehen ist, regelt sie durch ent- 
sprechende Ordnung die Verleihung des Doktor- 
grades. 

(3) Das Landesrecht kann weitere Grade vorse- j 
hen. 


§ 37 | 

Studienreform 

(1) Die Hochschulen haben die Aufgabe, im Zu- 
sammenwirken mit den zuständigen staatlichen Stel- j 


len und Vertretern der Praxis Studienziele, Studien- 
gänge, Studienordnungen und Prüfungsordnungen 
sowie die Methodik und Organisation von Lehre 
und Studium zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 
Dabei sind die durch das Fernstudium gegebenen 
Möglichkeiten zu nutzen. 

(2) Die Hochschulen erproben Reformmodelle. Zu 
diesem Zweck sind besondere Studienordnungen und 
Prüfungsordnungen zu erlassen, die neben bestehen- 
den Ordnungen gelten. 

(3) Die Hochschule trifft die für die Reform von 
Studium und Prüfungen und für die Förderung der 
Hochschuldidaktik notwendigen Maßnahmen. 


§ 38 

Hochschuldidaktische Zentren 

(1) Zur Weiterentwicklung des Lehr Systems der 
Hochschulen sind in Zusammenarbeit mit den zu- 
ständigen staatlichen Stellen gemeinsame hochschul- 
didaktische Zentren zu schaffen. Sie haben die Auf- 
gabe, in Zusammenarbeit mit den zuständigen fach- 
lichen Einheiten, hochschuldidaktische Fragen zu er- 
forschen, Studiengänge und Lehrmethoden zu ent- 
wickeln und Versuche auf dem Gebiet der Hoch- 
schuldidaktik anzuregen. Sie werden an der Pla- 
nung der Lehre beteiligt. 

(2) Die hochschuldidaktischen Zentren haben sich 
insbesondere der Förderung des Studiums im Me- 
dienverbund anzunehmen. 


§ 39 

Studium im Medienverbund 

(1) Bund und Länder wirken beim Aufbau und 
bei der Durchführung des Studiums im Medien ver- 
bünd zusammen. Das Zusammenwirken kann durch 
Staats vertrag geregelt werden. 

(2) Dieses Zusammenwirken hat der Reform von 
Studium und Lehre, der Kapazitätserweiterung der 
Hochschulen und der Öffnung der Hochschulen für 
alle zu dienen. 

(3) In diesem Rahmen bemühen sich die Beteilig- 
ten insbesondere um folgende Aufgaben: 

— Planung, Entwicklung und Erprobung von Fern- 
studieneinheiten einschließlich solcher zur Vor- 
bereitung auf das Studium; 

— Organisation des gesamten Studiums im Medien- 
verbund im Zusammenwirken mit den einzelnen 
Hochschulen und Rundfunkanstalten; 

— Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Didaktik für das Studium im Medienverbund und 
der Studienorganisation; 

— Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
für Aufgaben des Studiums im Medienverbund. 
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(4) Der Bund und die Länder stellen die Mittel 
zur Durchführung der genannten Aufgaben zur Ver- 
fügung. 

(5) Die Einschreibung an einer Hochschule be- 
rechtigt zur Teilnahme an Direkt- und Fernstudien- 
einheiten. Die erfolgreiche Teilnahme an Femstu- 
dieneinh eiten ist von allen Hochschulen anzuerken- 
nen. Das Nähere regelt die Landesgesetzgebung. 

§ 40 

Studienberatung 

(1) Die Beratung der Studenten, der Studienan- 
fänger sowie der Studienbewerber ist Aufgabe der 
Hochschule. 

(2) Die Beratung erstreckt sich auf alle Angele- 
genheiten des Studiums unter besonderer Berück- 
sichtigung der Berufseignung und des in den einzel- 
nen Fächern zu erwartenden Bedarfs an wissen- 
schaftlich 'ausgebildeten Kräften. 

(3) Die für die Studienberatung zuständige Stelle 
hat dabei eng mit den staatlichen Behörden, der 
Bundesanstalt für Arbeit, den Berufsverbänden so- 
wie sonstigen geeigneten Vereinigungen zusammen- 
zuarbeiten. 


9. ABSCHNITT 

Förderung 

des wissenschaftlichen Nachwuchses 

§ 41 

Förderung wissenschaftlichen Nachwuchses 
durch die Hochschulen 

(1) Die Hochschulen haben dafür Sorge zu tragen, 
daß in ausreichendem Umfang Nachwuchs für die 
wissenschaftliche Tätigkeit in Lehre, Forschung und 
wissenschaftlichem Dienst der Hochschulen sowie 
für vergleichbare wissenschaftliche Aufgaben außer- 
halb der Hochschulen herangebildet wird und diesen 
besonders zu fördern. Dies gilt insbesondere für die 
Förderung Graduierter, die eine Promotion anstre- 
ben. Die wissenschaftliche Betreuung der Promotion 
soll den Promovierenden die Möglichkeit eröffnen, 
sich mit allen wissenschaftlichen Aufgaben eines 
Hochschullehrers vertraut zu machen. 

(2) Insbesondere haben die Hochschulen Hoch- ! 
Schulabsolventen mit überdurchschnittlichen Promo- 1 
tionsleistungen und vergleichbar Qualifizierten aus 
der Praxis die Gelegenheit zu geben, die Fähigkeit 
zur. dauernden selbständigen Forschung und Lehre in 
einem weiteren Qualifikationsverfahren (Habilita- ; 
tion) nachzuweisen. Die Zulassung zu diesem Quali- 
fikationsverfahren darf nicht ausschließlich davon 
abhängig gemacht werden, daß eine bisher unveröf- 
fentlichte wissenschaftliche Arbeit vorgelegt wird, 


der Bewerber von einem Hochschullehrer vorge- 
schlagen wird oder daß er nach Abschluß seines 
Studiums an einer Hochschule tätig war. 


10. ABSCHNITT 

Dienstrecht der Hochschullehrer und der 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeiter 

§ 42 

Hochschullehrer, 

wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

Die folgenden Bestimmungen regeln das Dienst- 
recht der hauptberuflich als Professoren und Assi- 
stenzprofessoren (Hochschullehrer) und als wissen- 
schaftliche und künstlerische Mitarbeiter sowie ne- 
benberuflich als Honorarprofessoren und Lehrbeauf- 
tragte an den Hochschulen tätigen Hochschullehrer. 


1. TITEL 

Beamtete Hochschullehrer und wissenschaftliche 
und künstlerische Mitarbeiter 

§ 43 

Einstellungsvoraussetzungen 
für Assistenzprofessoren und Professoren 

(1) Für Assistenzprofessoren sind Einstellungs- 
voraussetzungen ein abgeschlossenes Hochschulstu- 
dium und pädagogische Eignung sowie die beson- 
dere Befähigung zu wissenschaftlicher oder künstle- 
rischer Arbeit. Die besondere Befähigung zu wissen- 
schaftlicher Arbeit wird in der Regel durch eine her- 
vorragende Promotion oder eine vergleichbare wis- 
senschaftliche Leistung, im Bereich der Human- 
Medizin zusätzlich durch die Qualifikation zum Fach- 
arzt oder eine gleichwertige Qualifikation nachge- 
wiesen. 

(2) Für Professoren sind Einstellungsvorausset- 
zungen die gleichen Einstellungsvoraussetzungen 
wie für Assistenzprofessoren und zusätzliche wis- 
senschaftliche oder künstlerische Leistungen in der 
Praxis und pädagogische Eignung. 

(3) Eine Habilitation darf nicht als Voraussetzung 
für die Einstellung als Assistenzprofessor oder Pro- 
fessor verlangt werden. 

§ 44 

Einstellung von Professoren 
und Assistenzprofessoren 

(1) Die Stellen für Professoren und Assistenzpro- 
fessoren sind nach Maßgabe näherer landesrecht- 
licher Regelung öffentlich auszuschreiben. Die Aus- 
schreibung muß Art und Umfang der zu erfüllenden 
Aufgaben beschreiben. 
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(2) Die Einstellung von Nichtbewerbern ist in 
Ausnahmefällen zulässig. 

§ 45 

Dienstrechtliche Stellung des Professors 

(1) Der Professor wird zum Beamten auf Lebens- 
zeit ernannt. 

(2) Für Professoren ist das vollendete 65. Lebens- 
jahr die Altersgrenze. § 26 Abs. 3 Beamtenrechts- 
rahmengesetz (BRRG) gilt sinngemäß. Auf Antrag 
kann die Altersgrenze bis zu drei Jahren hinausge- 
schoben werden. 

§ 46 

Dienstrechtliche Stellung des Assistenzprofessors 

(1) Der Assistenzprofessor wird für die Dauer 
von sechs Jahren zum Beamten auf Zeit ernannt. 

(2) Für Assistenzprofessoren beträgt das Über- 
gangsgeld für je ein Jahr Dienstzeit das Einfache 
der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, gelten für den Assistenzprofessor die 
Vorschriften für Beamte auf Lebenszeit entspre- 
chend. 

§ 47 

Anwendung der Vorschriften 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Auf Professoren und Assistenzprofessoren finden 
die für Beamte allgemein geltenden Vorschriften des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes in der Fassung vom 
22. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1753), zuletzt 
geändert durch das Siebente Gesetz zur Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 15. April 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 339), Anwendung, soweit die- 
ses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 48 

Dienstrechtliche Sonderregelung für Professoren 
und Assistenzprofessoren 

(1) Die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten über die Laufbahnen, die Probezeit, den einst- 
weiligen Ruhestand und die Arbeitszeit sind auf 
Professoren und Assistenzprofessoren nicht anzu- 
wenden. 

(2) Professoren und Assistenzprofessoren können 
nur mit ihrer Zustimmung abgeordnet oder versetzt 
werden. Abordnung und Versetzung in ein gleich- 
wertiges Amt an einer anderen Hochschule sind 
auch ohne Zustimmung des Professors oder Assi- 
stenzprofessors zulässig, wenn die Hochschule oder 
die Hochschuleinrichtung, an der er tätig war, auf- 
gelöst wird. 


§ 49 

Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

Für Professoren und Assistenzprofessoren gelten 
mindestens als ruhegehaltfähig: 

1. die zur Vorbereitung für die Promotion benötigte 
Zeit bis zu zwei Jahren und 

2. die nach erfolgreichem Abschluß eines Hochschul- 
studiums vor der Ernennung zum Professor oder 
Assistenzprofessor liegende Zeit einer hauptbe- 
ruflichen Tätigkeit, in der Fachkenntnisse erwor- 
ben wurden, die für die Wahrnehmung des Am- 
tes förderlich sind. 

§ 50 

Nebentätigkeit der Professoren 
und Assistenzprofessoren 

(1) Für die Nebentätigkeit der Professoren und 
Assistenzprofessoren gelten die Vorschriften des 
§ 42 Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes ent- 
sprechend. 

(2) Entgeltliche Nebentätigkeiten sind dem Dienst- 
herrn dann anzuzeigen, wenn das Honorar insge- 
samt im Jahr die Hälfte der Dienstbezüge des der 
Annahme der Nebentätigkeit vorangegangenen Jah- 
res überschreitet. 

§ 51 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiter sind die den 
fachlichen Gliederungen zugeordneten Beamten, de- 
nen wissenschaftliche Dienstleistungen obliegen. 

(2) Einstellungsvoraussetzung für wissenschaft- 
liche Mitarbeiter ist in der Regel ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium. 

(3) Ärzte, die sich in der Weiterbildung zum 
Facharzt befinden und Aufgaben in der Krankenver- 
sorgung erfüllen, sind in der Regel wissenschaftliche 
Mitarbeiter. 

(4) Zu regelmäßigen Lehraufgaben dürfen wis- 
senschaftliche Mitarbeiter nur im Rahmen eines be- 
sonderen Lehrauftrages herangezogen werden. 

(5) Die Absätze 1 und 4 gelten für die künstle- 
rischen Mitarbeiter entsprechend. 

§ 52 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Die Vermittlung praktischer Fertigkeiten und 
Kenntnisse, die nicht die Einstellungsvoraussetzun- 
gen für Professoren und Assistenzprofessoren erfor- 
dern, kann hauptamtlichen oder hauptberuflichen 
Lehrkräften für besondere Aufgaben übertragen 
werden. 
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2. TITEL 

Nicht beamtete Hochschullehrer 
und wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiter 

§ 53 

Rechtsverhältnisse nicht beamteter Hochschullehrer 
und wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Professoren, Assistenzprofessoren, wissenschaft- 
liche und künstlerische Mitarbeiter sowie Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben können auch im Angestell- 
tenverhältnis an der Hochschule tätig sein. Die Vor- 
schriften der §§ 43, 44, 50, 51 und 52 finden entspre- 
chende Anwendung. 

§ 54 

Honorarprofessoren 

(1) Persönlichkeiten, die nach ihren wissenschaft- 
lichen Leistungen den Voraussetzungen entspre- 
chen, die an Professoren gestellt werden und die 
sich bereit erklären, an der Hochschule zu lehren, 
können zu Honorarprofessoren bestellt werden. Die 
Bestellung erfolgt auf Vorschlag der zuständigen 
fachlichen Einheit. 

(2) Honorarprofessoren können im Prüfungs- 
wesen beteiligt werden. 

(3) Eine Honorarprofessur endet durch Verzicht 
oder durch Rücknahme der Bestellung. Diese ist 
auch zulässig beim Vorliegen von Gründen, die bei 
einem Beamten zum Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis aus disziplinarrechtlichen Gründen füh- 
ren. Sie ist ferner zulässig, wenn die Lehrbefugnis 
ohne hinreichenden Grund eine unangemessen lange 
Zeit nicht wahrgenommen wird. 

§ 55 

Lehrbeauftragte 

Zur Ergänzung des Lehrangebots der fachlichen 
Einheiten können Lehraufträge erteilt werden. Die 
Lehrbeauftragten sind nebenamtlich oder neben- 
beruflich tätig. Sie nehmen die ihnen übertragenen 
Lehraufgaben selbständig wahr. Der Lehrauftrag 
ist zu vergüten. 

11. ABSCHNITT 

Staatliche Anerkennung 

§ 56 

Staatliche Anerkennung 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die nach 
Landesrecht nicht staatliche Hochschulen sind, kön- 
nen nach näherer Bestimmung des Landesrechts die 
Eigenschaft einer staatlich anerkannten Hochschule 
erhalten, wenn gewährleistet ist, daß 


j 1. das Studium an dem in § 31 dieses Gesetzes ge- 
nannten Ziel ausgerichtet ist, 

i 2. die Studienbewerber die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in eine staatliche Hochschule erfül- 
len, 

3. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungs- 
voraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 
Tätigkeit an staatlichen Hochschulen gefordert 
werden und 

4. die Angehörigen der Einrichtungen an der Ge- 
staltung des Studiums in sinngemäßer Anwen- 
dung der Grundsätze dieses Gesetzes mitwirken. 

(2) Eine staatlich anerkannte Hochschule kann 
nach näherer Bestimmung des Landesrechts Hoch- 
schulprüfungen abnehmen und Hochschulgrade ver- 
leihen. Das an einer staatlich anerkannten Hoch- 
schule abgeschlossene Studium ist ein abgeschlosse- 
nes Hochschulstudium im Sinne dieses Gesetzes. 

i (3) Die staatlich anerkannten Hochschulen eines 
! Landes sollen an der gemeinsamen Beratung bei der 
' Aufstellung des Hochschulgesamtplanes nach § 12 
beteiligt werden. In die Fachkommissionen (§ 35) 
können Angehörige staatlich anerkannter Hochschu- 
j len berufen werden. Auf Antrag einer staatlich an- 
' erkannten Hochschule ist sie in das Verfahren zum 
| Nachweis und zur Vermittlung von Studienplätze 
einzubeziehen. 

I 

(4) Abschlüsse einer Ausbildung für den öffent- 
i liehen Dienst können durch Anerkennung nach nä- 
! herer Bestimmung des Landesrechts für Studien- 
zwecke den vergleichbaren berufsbefähigenden Ab- 
schlüssen an staatlichen Hochschulen gleichgestellt 
werden, wenn sie eine Ausbildung an Einrichtungen 
voraussetzen, die den Anforderungen des Absat- 
zes 1 entsprechen. 


12. ABSCHNITT 

Anpassung des Landesrechts 

§ 57 

Fristen 

(1) Die Länder sind verpflichtet, ihr Hochschul- 
recht innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes anzupassen. 

(2) Jedes Land prüft erstmals innerhalb eines Jah- 
res nach dem Inkrafttreten des nach Absatz 1 erlas- 
senen Landesgesetzes, welche Hochschulen zu Ge- 
samthochschulen zusammengeschlossen werden kön- 
nen. Wenn ein Zusammenschluß möglich ist, sind die 
entsprechenden Verwaltungsgremien innerhalb der 
beiden auf die Feststellung folgenden Jahre zu er- 
richten. 

§ 58 

Kirchenverträge 

Verträge des Staates mit den Kirchen bleiben 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes unberührt. 
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§ 59 

Übergangsregelung für das wissenschaftliche 
und künstlerische Personal 

(1) Die Übernahme des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals an den Hochschulen in die 
nach diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsverhält- 
nisse ist in den nach § 57 erlassenen Landesgesetzen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu re- 
geln. 

(2) Ordentliche und außerordentliche Professo- 
ren sind in die Rechtstellung von Professoren als 
Beamte auf Lebenszeit überzuleiten. Die an der 
Hochschule hauptamtlich tätigen Beamten, die aus- 
schließlich Aufgaben im Sinne von § 14 wahrneh- i 
men, sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
des nach § 57 erlassenen Landesgesetzes als Pro- 
fessoren zu übernehmen, wenn sie die Einstellungs- 
voraussetzungen erfüllen (§ 43 Abs. 2); soweit sie 
die Einstellungsvoraussetzungen zum Assistenz- : 
Professor erfüllen (§ 43 Abs. 1) sind sie als Assi- | 
stenzprofessoren zu übernehmen. 

(3) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 57 
erlassenen Landesgesetzes an einer Hochschule i 
hauptamtlich überwiegend Aufgaben im Sinne von ! 
§ 14 wahrnehmen und die Einstellungsvorausset- ; 
zungen erfüllen (§ 43), können als Professoren I 
oder Assistenzprofessoren übernommen werden. | 
Werden sie nicht übernommen, so verbleiben sie j 
in ihrem bisherigen Dienstverhältnis. 

(4) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 57 
erlassenen Landesgesetzes an einer Hochschule | 
hauptamtlich überwiegend Aufgaben im Sinne von ; 
§ 14 wahrnehmen und nicht die Einstellungsvoraus- i 
Setzungen als Professoren oder Assistenzprofessoren ! 
erfüllen, sowie die sonstigen Beamten, die an der j 
Hochschule hauptamtlich wissenschaftlich oder I 
künstlerisch tätig sind, verbleiben in ihrem bisheri- 
gen Dienstverhältnis. 

(5) Die mitgliedschaftsrechtliche Stellung derjeni- 
gen Beamten, die nach den Absätzen 3 und 4 in 
ihrem bisherigen Dienstverhältnis verbleiben, wird 
durch Landesrecht betimmt. Sie sind einer Gliede- 
rung der fachlichen Ebene zuzuordnen. 

(6) Absatz 2 Satz 2 und Absätze 3 bis 5 gelten . 

entsprechend für Angestellte. j 

§ 60 

Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung 

(1) Das Recht der am Tage vor dem Inkrafttre- 
ten des nach § 57 erlassenen Landesgesetzes vor- 
handenen ordentlichen und außerordentlichen Pro- 
fessoren, nach Erreichen der Altersgrenze von ihren 
amtlichen Pflichten entbunden zu werden (Entpflich- j 
tung), bleibt unberührt. In diesen Fällen werden die 
Dienstbezüge nach der Entpflichtung und die Ver- 
sorgungsbezüge der Hinterbliebenen auf der Grund- 
lage des bisherigen Beamten- und Besoldungsrechts 
gewährt. Dabei wird das Grundgehalt nach der 
Dienstaltersstufe zugrunde gelegt, die bis zum Zeit- j 


| punkt der Entpflichtung hätte erreicht werden 
können. § 50 Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 findet auf Antrag des Professors 
oder seiner Hinterbliebenen keine Anwendung. Der 

| Antrag kann nur gestellt werden, solange der Pro- 
fessor noch nicht entpflichtet ist. 

(3) Die Rechtsverhältnisse der am Tage vor dem 
Inkrafttreten des nach § 57 erlassenen Landesgeset- 
zes bereits entpflichteten oder in Ruhestand befind- 
lichen ordentlichen oder außerordentlichen Profes- 

! soren und der zu diesem Zeitpunkt bereits versor- 
gungsberechtigten Hinterbliebenen bleiben unbe- 
rührt. 


13. ABSCHNITT 

Änderungs- und Schlußvorschriften 

§ 61 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c wird gestrichen; in 
Buchstabe b wird nach dem Wort „soll" ein 
Punkt gesetzt, das Wort „oder" wird gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 2 wird als Satz 2 eingefügt: 

„Sollen Professoren oder Assistenzprofessoren, 
die nicht Deutsche im Sinne des Grundgesetzes 
sind, in ein Beamtenverhältnis berufen werden, 
so können Ausnahmen auch aus anderen Grün- 
den zugelassen werden." 

3. Die Überschrift vor § 105 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Beamtete Professoren und Assistenzprofesso- 
ren". 

4. § 105 erhält folgende Fassung: 

„§ 105 

Für beamtete Professoren und für Assistenzpro- 
fessoren gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, 
soweit nicht das Hochschulrahmengesetz vom . . . 
etwas anderes bestimmt." 

5. §§ 106 bis 114 werden gestrichen. 

§ 62 

Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

In § 8 Abs. 1 Satz 1 des Hochschulbauförderungs- 
gesetzes vom 1. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1556), geändert durch Gesetz vom 3. September 
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1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1301), werden nach dem 
Wort „Land" die Worte eingefügt: 

„auf der Grundlage seines Hochschulgesamtplanes 
(§11 des Hochschulrahmengesetzes vom ...)". 


§63 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§64 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 29. Januar 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 

1. Die Hochschulgesetzgebung in den einzelnen Bun- 
desländern hat in den letzten Jahren zunehmend 
auch in zentralen Fragen des Hochschulwesens zu 
unterschiedlichen Regelungen geführt. Diese Ent- 
wicklung war primär eine Folge des Bruchs mit der 
traditionellen Hochschulstruktur, dem kein in sich 
geschlossenes und allgemein anerkanntes Reform- 
konzept gegenüberstand. In dieser Situation sah es 
der Bundesgesetzgeber als notwendig an, im Zuge 
der Finanzverfassungsreform im Jahre 1969 insbe- 
sondere eine Kompetenz des Bundes für Rahmen- 
vorschriften über die allgemeinen Grundsätze des 
Hochschulwesens (Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 a GG) zu 
schaffen. Er wollte damit vermeiden, daß die mit 
Artikel 91 a GG eröffneten Möglichkeiten zu ge- 
meinsamer Planung und Finanzierung von Bund und 
Ländern beim Hochschulbau durch eine fortschrei- 
tende Auseinanderentwicklung in den mehr struk- 
turellen Fragen des Hochschulwesens nicht voll 
wirksam werden. Es erscheint deshalb dringend ge- 
boten, in weiterer Ausschöpfung der jetzt beste- 
henden Bundeszuständigkeiten die Vorschriften über 
die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau durch bun- 
deseinheitliche Rahmenbestimmungen nach Arti- 
kel 75 Abs. 1 Nr. 1 a GG zu ergänzen. Neben der 
Rahmenkompetenz über die allgemeinen Grundsätze 
des Hochschulwesens hat der Bund gemäß Artikel 75 
Abs. 1 Nr. 1 GG auch das Recht, Rahmenvorschriften 
über eine neue Personalstruktur der Hochschule zu 
erlassen. 

2. Die Notwendigkeit zur Rahmengesetzgebung 
folgt vor allem auch aus der Tatsache, daß das 
Hochschulwesen immer stärker in den Zusammen- 
hang mit der allgemeinen gesellschaftlichen Ent- 
wicklung tritt. Neben der Hochschulplanung sind die 
Fragen der Forschung an den Hochschulen und der 
Ausbildung der Studenten stärker als frühere An- 
liegen, die sich nicht nur auf einzelne Länder des 
Bundesgebietes beschränken, sondern in ihrer Inter- 
dependenz das gesamte Gebiet der Bundesrepublik 
und die gesamte Bevölkerung betreffen. Auch vom 
Standpunkt der Länder aus ist eine Auseinander- 
entwicklung des Hochschulrechts nicht weiter ver- 
tretbar. Mithin erscheint ein Bedürfnis nach bun- 
desgesetzlicher Regelung des Hochschulwesens min- 
destens zur Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens- 
verhältnisse unabdingbar. Die Voraussetzungen des 
Vorbehaltes nach Artikel 72 GG, unter dem jede 
Rahmenkompetenz des Bundes steht, liegen also vor. 

II. 

Die Grundgesetzänderungen des Jahres 1969 erfolg- 
ten in einer Situation, in der das Bemühen um 


Hochschulreform hinter zum Teil chaotischen Aus- 
einandersetzungen zwischen den Mitgliedern der 
Hochschule zurückgetreten war. 

Damit war der Bruch mit der traditionellen Hoch- 
schulstruktur auch für die Öffentlichkeit deutlich 
geworden, für die die Probleme der Hochschulen 
zum ersten Mal tagespolitische Aktualität erhielten. 
Für diese Lage und die sich daran anschließende 
Entwicklung gibt es unterschiedliche Ursachen und 
auslösende Momente: 

1. Die vorgegebene Struktur des Lehrkörpers war 
ungeeignet, in der Massenuniversität einen lei- 
stungsfähigen Studienbetrieb aufrechtzuerhalten. 
Reformvorschläge, die nicht grundsätzlich von 
dieser Struktur abwichen, erwiesen sich als unzu- 
länglich. 

2. In engem Zusammenhang mit der Krise der 
Lehrkörperstruktur steht das vielfältige Schei- 
tern der Bemühungen um eine sachgerechte Stu- 
dienreform. Der Student sieht sich vielfach einer 
Organisation des Studiums gegenüber, durch die 
weder die Wissenschaftlichkeit seiner Ausbil- 
dung noch ein zeitlich und inhaltlich überschau- 
barer Studienverlauf gewährleistet sind. In vie- 
len Lehrveranstaltungen wird keine methodisch 
und didaktisch effiziente Ausbildung geboten; 
zugleich läßt in vielen Disziplinen der angebo- 
tene Lehrstoff Überschaubarkeit und Bezug zum 
Ausbildungsziel vermissen. 

3. Die überkommenen Formen der Hochschulver- 
waltung sind den Anforderungen der modernen 
Massenhochschule mit oftmals nach Zehntausen- 
den zählenden Mitgliedern und mit Etats, die 
den Vergleich mit industriellen Großunterneh- 
nehmen nahelegen, nicht mehr gewachsen. Das 
Organisationsprinzip der traditionellen akade- 
mischen Selbstverwaltung überlastete die ohne- 
hin zu geringe Zahl der vorhandenen Hochschul- 
lehrer zusätzlich mit vielfältigen Verwaltungs- 
aufgaben und verhinderte den Aufbau eines 
modernen Hochschulmanagements. 

4. Diese Mängel haben dazu beigetragen, daß die 
in den letzten Jahren in Gesellschaft und Staat 
sichtbar gewordene Autoritätskrise im Bereich 
der Hochschulen ihren Höhepunkt erreichte. Die 
Tatsache, daß es bisher nicht gelungen ist, die 
quantitativen und strukturellen Probleme im 
Hochschulbereich in den Griff zu bekommen, 
forcierte eine Organisations- und Demokratisie- 
rungseuphorie, die einseitig auf die Ablösung 
aller bisherigen Strukturen gerichtet ist, ohne ein 
sachgerechtes Modell für eine sinnvolle Hoch- 
schulreform anbieten zu können. 

5. Neben derartigen „Demokratisierungsbestrebun- 
gen", die die Hochschulen als ein Kampffeld für 
Gruppenegoismen mißverstehen, ist bei vielen 
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Hochschulmitgliedern ein übersteigertes Auto- 
nomieverständnis zu beobachten, das sich vor 
allem in einem Mißtrauen gegenüber jeglicher 
staatlichen Organisationsgewalt äußert. Unter 
dem Vorzeichen meist sozialistischer Ideologie 
wurde hier ein Verständnis von Autonomie und 
Selbstverwaltung deutlich, das in einer für ein 
modernes demokratisches Staatswesen anachro- 
nistischen Weise den dem Konstitutionalismus 
des 19. Jahrhunderts eigenen Gegensatz zwi- 
schen Selbstverwaltung und Staat aktualisiert. 


III. 

Einem Hochschulwesen, in dem alles in Fluß geraten 
ist, ist mit einer formalen Vereinheitlichung seiner 
Organisationsformen nicht geholfen. Daher zielt der 
Entwurf der Fraktion der CDU/CSU für ein Hoch- 
schulrahmengesetz darauf ab, politische Orientie- 
rungsdaten für eine Neuordnung des Hochschul- 
wesens zu setzen, um so eine wissenschaftsgerechte 
Konsolidierung im gesamten Hochschulbereich ein- 
zuleiten. Daher integriert der Entwurf die Reform- 
vorstellungen, die das Stadium der Realisierbarkeit 
erreicht haben; für noch nicht ausdiskutierte Reform- 
ansätze bleibt er offen. 


IV. 

Ziel des Gesetzentwurfs der Fraktion der CDU/CSU 

ist es 

— die Hochschule in Forschung, Lehre und Studium 
durch die Reform des Lehrkörpers und des Stu- 
diums funktionsfähig zu machen; 

— die Verbindung von Forschung und Lehre zu 
erhalten bzw. wiederherzustellen; 

— die Freiheit von Forschung und Lehre und die 
Freiheit des Lernens formell zu sichern; 

— * die gemeinsame Verantwortung von Hochschule 
und Staat für die Funktionsfähigkeit der Hoch- 
schulen und insbesondere für eine sachgerechte 
wissenschaftliche Ausbildung über die Rechts- 
aufsicht des Staates hinaus zu konkretisieren. 

Daher hat der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/ 

CSU folgende inhaltliche Schwerpunkte: 

1. Weitgehende und differenzierte Vorschriften 
sieht der Entwurf für die Reform des Studiums 
vor (§§ 31 bis 40). 

2. Bei der Neuordnung des Lehrkörpers folgt die 
CDU CSU dem allgemeinen Konsens, der in die- 
sen Fragen inzwischen erreicht werden konnte 
und dessen Ziel die notwendige quantitative 
Ausweitung bei unverminderter wissenschaft- 
licher Qualität ist. Zugleich wird eine Ablösung 
sachfremder Abhängigkeiten durch eine Struktur 
angestrebt, die sich an funktionalen Kriterien 
orientiert (§§ 42 bis 56). 


j 3. Nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU 
; kann eine effiziente Hochschulreform nur gelin- 
gen, wenn Hochschulen und Staat sich zu ge- 
j meinsamer Verantwortung für die Funktions- 
fähigkeit von Forschung, Lehre und Studium zu- 
sammenfinden und wenn an der Verantwortung 
innerhalb der Hochschule alle Mitgliedsgruppen 
beteiligt werden. Eine sachgerechte Wissen- 
I Schaftsverwaltung setzt voraus, daß alle Bestre- 
bungen unterbunden werden, den Hochschulen 
die Funktion einer ideologischen Schulungsstätte 
oder einer politischen Kaderschmiede zur Revo- 
lutionierung der Gesellschaft zuzuweisen. Daher 
entscheidet sich der CDU/CSU-Entwurf für eine 
funktionsgerechte und qualitativ differenzierte 
Mitwirkung der Hochschulmitglieder und ihrer 
| Gruppen. Diese Unterscheidung wird sowohl bei 
den Mitgliedsrechten (§§ 14, 15) wie auch im Rah- 
j men der Organisation der zentralen und fach- 
lichen Hochschulverwaltung (§§ 16, 17) getroffen. 
Grundlage dieser Entscheidung ist die Sicherung 
| der Freiheit von Forschung und Lehre und auch 

I der Freiheit des Lernens. Die politischen Erfor- 

dernisse der Gegenwart und Zukunft bedingen 
I es nach Ansicht der CDU/CSU, diese Sicherung 
nicht mit einem abstrakten Verweis auf Artikel 5 
Abs. 3 GG letzlich der Rechtsprechung zu über- 
| lassen, sondern wesentliche Grundsätze gesetz- 

lich zu regeln (§■§ 3 bis 6). 

4. Im Sinne der gemeinsamen Verantwortung von 
Hochschule und Staat ist eine moderne Hoch- 
schulverwaltung zu konzipieren. Daher werden 
| Wissenschaftsverwaltung und die Wahrnehmung 

übertragener Aufgaben zu einer Einheitsverwal- 
tung zusammengefaßt, der gewählte Organe der 
Hochschule vorstehen und deren Verwaltungs- 
aufgaben von einem hauptberuflichen Verwal- 
tungsstab wahrgenommen werden. Die Verant- 
wortung des Staates in der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung der Hochschule wird in dem 
Maße betont, wie es angesichts des Umfangs der 
aufzuwendenden Mittel und der gesellschaftlichen 
Bedeutung der wahrgenommenen Aufgaben nach 
demokratischen Grundsätzen parlamentarischer 
! Kontrolle erforderlich ist. 

! 5. Ansehen und Funktionsfähigkeit der Hochschu- 
len werden von Umfang und Qualität der in 
ihnen betriebenen Forschung bestimmt. Der 
CDU/CSU-Entwurf schafft daher einen diffe- 
renzierten Rahmen für die Forschung auf fach- 
licher Ebene, die fachübergreifende Forschung 
und die Zusammenarbeit zwischen der Forschung 
in den Hochschulen und in den hochschulfreien 
, Instituten. 


B. Einzelbegründung 

i 

§ 1 Geltungsbereich 

I 

Nach dieser Vorschrilt erstreckt sich die Geltung 
dieses Gesetzes auf alle Bildungsinstitutionen, die 
! bisher im Sinne des Landesrechts Hochschulen wa- 
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ren. Für staatlich anerkannte Hochschulen wird 
eine Einschränkung auf wesentliche, im Gesetz 
näher bezeichnete organisatorische Grundsatzent- 
scheidungen vorgenommen. 


1. Abschnitt: Aufgaben der Hochschule 

Der Entwurf legt in § 2 die Aufgaben der Hoch- 
schulen in umfassender Weise fest. Damit soll er- 
reicht werden, daß die Vorstellungen der CDU/CSU 
zur Hochschulreform auch durch eine entsprechende 
Aufgabenstellung im Hochschulrahmengesetz Ein- 
gang in die Praxis der Hochschulen finden. Durch 
diese Aufgabenstellung wird insbesondere deutlich, 
daß die Hochschulen trotz steigender Studentenzah- 
len nicht zu reinen Lehranstalten werden sollen, son- 
dern daß die Forschung einen angemessenen Platz 
in unserem Hochschulsystem behalten muß. 

Der Interdependenz von Forschung, Lehre und Stu- 
dium ist dabei im Entwurf besonders Rechnung ge- 
tragen. Im Rahmen der Ausbildungsfunktion wird 
auch der beruflichen und allgemeinen Erwachsenen- 
bildung sowie der allgemeinen wissenschaftlichen 
Ausbildung außerhalb der Hochschulen ein hoher 
Stellenwert eingeräumt. Besonderes Gewicht legt 
der Entwurf auf das internationale Zusammenwirken 
der Hochschulen und die Zusammenarbeit der Hoch- 
schulen mit den hochschulfreien Forschungseinrich- 
tungen und den Schulen. 


2. Abschnitt: Freiheit von Forschung, Lehre 
und Lernen 

Die Freiheit von Forschung und Lehre ist in Arti- 
kel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes verfassungsrechtlich 
garantiert. Es ist Sache des Gesetzgebers, wesent- 
liche Aspekte dieser Garantie zu konkretisieren. 
Einzelbestimmungen dieses Abschnitts finden sich 
auch in den Hochschulgesetzen und Gesetzentwürfen 
der Regierungen und Parteien in den Bundesländern. 
Ihre thematische Zusammenfassung und Vervoll- 
ständigung war nach Auffassung der CDU/CSU- 
Fraktion unerläßlich, um der um sich greifenden ju- 
ristischen und politischen Begriffsverwirrung in die- 
ser Frage entgegenzutreten und die immer mehr 
verdrängte Bedeutung der Verfassungsgarantie aus 
Artikel 5 Abs. 3 GG als einer Individualrechtsgarantie 
nicht in unzulässiger Weise in den Hintergrund tre- 
ten zu lassen. Der Entwurf der CDU/CSU-Fraktion 
trägt auch der Tatsache Rechnung, daß die Freiheit 
des Lernens eng mit der Lehrfreiheit verbunden ist. 
„Das Grundgesetz garantiert, wenn überhaupt, die 
wissenschaftliche Hochschule als ein Ganzes, die 
Freiheit der Lehre ist schon aus diesem Grunde 
ambivalent, sie meint den Studenten wie den Pro- 
fessor" (KÖttgen, Das Grundrecht der deutschen 
Universität Göttingen 1959, S. 66). Die Freiheit der 
Forschung und Lehre und auch des Lernens sind 
nicht schrankenlos. Es ist daher Aufgabe dieses 
Gesetzentwurfs darzulegen, wo sie in der Ver- 
pflichtung des einzelnen gegenüber der Wissen- 
schaft und gegenüber den übrigen Mitgliedern der 
Hochschule ihre Grenzen findet. 


3. Abschnitt: Gesamthochschule 

Die Zusammenfassung des Hochschulbereichs in Ge- 
samthochschulen ist ein wesentliches Ziel der Hoch- 
| Schulreform und somit auch dieses Gesetzentwurfs, 
i Den organisatorischen, personellen und finanziellen 
' Möglichkeiten trägt der Entwurf dadurch Rechnung, 
daß er in der Regel als kurz- und mittelfristiges Ent- 
! wicklungsziel die kooperative Gesamthochschule an- 
i strebt und die Entwicklung zur integrierten Gesamt- 
; hochschule offenläßt. Von wesentlicher Bedeutung 
| ist die Gesamthochschule für eine im Hinblick auf die 
angestrebten Ausbildungsziele erforderliche Zusam- 
menfassung und Abstimmung der bisher an den ver- 
schiedenen Hochschularten angebotenen Studien- 
gänge. Aus diesem Grunde muß für Studenten und 
das wissenschaftliche Personal in gleicher Weise die 
Durchlässigkeit zwisdien den bisherigen Hochschul- 
I arten gewährleistet werden. 


4. Abschnitt: Hochschule und Staat 

Hochschulen sind Einrichtungen des Staates mit einer 
der Eigenart ihrer Aufgaben entsprechenden Selbst- 
verwaltung. Die gesellschaftliche Bedeutung insbe- 
sondere der wissenschaftlichen Ausbildung und Fort- 
bildung, die Notwendigkeit einer umfassenden 
Hochschulplanung und die erheblichen finanziellen 
j Aufwendungen des Staates für die Hochschulen be- 
I dingen einen breiten Bereich des organisatorischen 
Zusammenwirkens von Staat und Hochschule. Da- 
I bei war es notwendig, in den Fragen des Personal- 
| und Haushaltswesens dem Staat, in den Fragen der 
Hochschulplanung den Hochschulen ein stärkeres 
Gewicht als bisher einzuräumen. Der Entwurf hält 
an dem Grundsatz der Rechts auf sicht des Staates 
über die Hochschulen fest. Eine weitergehende Auf- 
sicht wird dort vorgesehen, wo es sich um übertra- 
gene Aufgaben handelt oder wo angesichts des Aus- 
maßes und der Bedeutung einzelner Bereiche — wie 
in der Wirtschafts- und Personalverwaltung - — die 
Gewährleistung der parlamentarischen Kontrolle 
demokratischen Grundsätzen entspricht. 


5. Abschnitt: Mitglieder in der Hochschule 

Entsprechend ihrer Rechtsstellung als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts ist die Hochschule mitglied- 
schaftlich organisiert. Die Mitgliedschaft in der Hoch- 
schule eröffnet den in Forschung, Lehre und Studium 
tätigen Mitgliedern die Möglichkeit, im Rahmen der 
ihnen in §§ 3 bis 6 gewährleisteten Freiheitsrechte 
am wissenschaftlichen Arbeiten in der Hochschule 
teilzunehmen und die wissenschaftlichen Einrich- 
tungen zu benutzen. Zugleich sind sie verpflichtet, 
die ihnen aus Lehrauftrag, Dienstverhältnis bzw. 
Studien- und Prüfungsordnungen (vgl. auch § 6 
Abs. 3) obliegenden Pflichten zu erfüllen. Alle Mit- 
glieder der Hochschule sind zur Mitwirkung an der 
Selbstverwaltung der Hochschule berechtigt und ver- 
pflichtet. Der Entwurf differenziert das Ausmaß der 
Mitwirkungsrechte aufgrund von Kriterien, die sich 
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aus der Funktion der Mitglieder und aus ihrer Bin- 
dung an die Hochschule ergeben. Unter diesen Ge- 
sichtspunkten findet eine Eingrenzung der Mitwir- 
kungsrechte in Fragen der Forschung, der Ergänzung 
des Lehrkörpers und der Abnahme von Prüfungen 
statt. Entsprechend dem Wahlrecht kommunaler Ver- 
tretungskörperschaften und auch dem Betriebsver- 
fassungsrecht setzt der Erwerb des aktiven und pas- 
siven Wahlrechts eine gewisse Mindestdauer der Zu- 
gehörigkeit zur Hochschule voraus. Nach den Vor- 
stellungen des Entwurfs trifft das Landesrecht eine 
Regelung, nach der bei Mißbrauch der Mitwirkungs- 
rechte in der Hochschule ein Mandatsverlust in den 
Beschlußorganen der Hochschule und eine vorüber- 
gehende Suspendierung des Wahlrechts einzelner 
Mitglieder möglich ist. 


6. Abschnitt: Organisation der Hochschule 

Der sechste Abschnitt umfaßt die Gliederung der 
Hochschulverwaltung auf zentraler und fachlicher 
Ebene, die Bestimmung über die Zusammensetzung 
ihrer Organe, die Grundsätze für ihre Wahl und 
schließlich die Bestimmungen über die Organisation 
der allgemeinen Studentenvertretung. Als zentrale 
Hochschulorgane sieht der Entwurf ein Beschluß- 
organ für hochschulpolitische Grundsatzentscheidun- 
gen (Konzil, Großer Senat), ein Beschlußorgan für 
Fragen, die die Kompetenz der laufenden Verwal- 
tung überschreiten und ein Leitungsorgan mit dem 
Recht zur Vertretung der Hochschule nach außen 
vor. Er bestimmt die Qualifikationsmerkmale, die 
die Mitglieder der Leitung der Hochschule aufwei- 
sen müssen. 

Organisatorische Grundeinheiten auf fachlicher Ebe- 
ne sind die fachlichen Einheiten. Es bleibt dem 
Landesrecht überlassen, die Struktur der fachlichen 
Einheit näher zu bestimmen. Zur Koordination der 
fachlichen Einheiten in Fragen des Studiums und der 
Forschung und zur Förderung der Zusammenarbeit 
der Wissenschaftler können zwischen den fachlichen 
Einheiten Koordinationsorgane gebildet werden. 
Innerhalb der fachlichen Einheiten können Betriebs- 
einheiten, zwischen den fachlichen Einheiten For- 
schungsgruppen errichtet werden. Außerdem be- 
stehen an den Hochschulen zentrale Einrichtungen 
für Dienstleistungsaufgaben für Forschung, Lehre 
und Studium. Eine Sonderregelung trifft der Ent- 
wurf für die Einrichtungen der Krankenversorgung. 

Als Organe der fachlichen Ebene sind ein Beschluß- 
und ein Leitungsorgan für die fachlichen Einheiten 
sowie Leitungsorgane für die Koordination der fach- 
lichen Einheiten und die Forschungsgruppen vorge- 
sehen. Den Leitungsorganen können nur Profes- 
soren angehören. Der Entwurf enthält Grundsätze 
für die Wahl und für die Zusammensetzung der 
Hochschulorgane. Diese sichern ein rechtsstaatlichen 
Grundsätzen entsprechendes Wahlverfahren und 
schließen das imperative Mandat aus. Bei den Grund- 
sätzen für die Zusammensetzung der Beschlußorgane 
auf fachlicher und zentraler Ebene wird den Grup- 
pen der Hochschullehrer und Studenten besonderes 
Gewicht zugemessen und ein Übergewicht der übri- 


| gen Mitgliedergruppen gegenüber den Hochschul- 
I lehrern vermieden. Eine Sonderregelung gilt für das 
1 zentrale Beschlußorgan, das dem bisherigen Senat 
entspricht (§ 17 Nr. 2) und bei dessen Zusammen- 
setzung auf eine praktikable Größe unter Einbezie- 
! hung aller Fachrichtungen und aller Hochschulgrup- 
pen zu achten war. Das besondere Gewicht insbe- 
sondere der fachübergreifenden Forschung kommt 
dadurch zum Ausdruck, daß eine zentrale ständige 
Kommission für Angelegenheiten der Forschung 
vorgesehen ist. Zu ihren Aufgaben gehören insbe- 
sondere die Koordination der Forschungsplanung in 
j der Hochschule, die Bildung von Forschungsschwer- 
punkten und die Sicherung der Kooperation zwi- 
schen Hochschulforschung und hochschulfreien Insti- 
tuten. 

i Der Entwurf hält an einer korporativen Gesamtver- 
| tretung der Studenten jeder Hochschule fest; nähere 
| Bestimmungen über die Rechtsstellung und Finanzie- 
| rung trifft das Landesrecht. 


7. Abschnitt: Zugang zur Hochschule 

Die Regelung des Zugangs zu den Hochschulen 
knüpft an den bisherigen Rechtszustand an, ohne 
Änderungen aufgrund der Schulreform im Sekundar- 
bereich auszuschließen. Es ist ein Anliegen des CDU/ 
j CSU-Entwurfs, daß die Freizügigkeit der Studenten 
I durch eine Änderung der Zulassungsvoraussetzun- 
gen aufgrund der Schulreform gewährleistet bleibt. 

Gleichzeitig konkretisiert § 28 das in Artikel 12 
Abs. 1 GG enthaltene Grundrecht auf freie Wahl der 
Ausbildungsstätte. Durch geziehlte Maßnahmen bei 
der Bedarfsfeststellung und Hochschulplanung so- 
wie bei der Lehrkörper- und Studienreform will der 
CDU/CSU-Entwurf die Vermeidung des Numerus 
clausus ermöglichen. Daher macht der Entwurf deut- 
lich, daß Zulassungsbeschränkungen von der CDU/ 
CSU nur als vorübergehende und kurzfristige Maß- 
nahme hingenommen werden. Der Entwurf legt da- 
| her in § 29 fest, daß Zulassungsbeschränkungen nur 
unter besonderen Voraussetzungen angeordnet wer- 
! den können. Für diesen Fall sieht der Entwurf ein 
| möglichst gerechtes Auswahlverfahren vor. Eine 
j Auswahl der Studienbewerber durch das Losver- 
j fahren lehnt die CDU/CSU-Fraktion ab. Darüber 
j hinaus ist der Entwurf bestrebt, eine optimale Ver- 
! teilung der Studienbewerber auf die vorhandenen 
; Studienplätze zu gewährleisten (§ 30). 


8. Abschnitt: Studium und Prüfungen 

I Eine der bedeutsamsten Gesichtspunkte der Hoch- 
j Schulreform ist die Verstärkung der Effektivität der 
Hochschule. Dabei steht hier nicht die Frage im 
Vordergrund, wie die Hochschulen Gesellschaft und 
, Staat eine höhere Zahl von Absolventen zur Verfü- 
I gung stellen können. Vielmehr geht es im Hoch- 
schulrahmengesetz darum, daß die Studenten besser 
ausgebildet werden. Angesichts der Tatsache, daß 
die Hochschulen — aus mannigfachen, nicht nur bei 
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ihnen liegenden Gründen — - bisher nicht in der 
Lage waren, den an sie gestellten Anforderungen in 
Lehre und Studium zu entsprechen, bildet die Reform 
des Studium einschließlich des Lehrsystems einen 
Schwerpunkt des Entwurfs. Der Entwurf trifft des- 
halb in diesem Abschnitt vor allem Regelungen über 
Studiengänge, Studienordnungen, Studienpläne, Rah- 
menstudien- und Prüfungsordnungen, hochschul- 
didaktische Zentren, das Studium im Medienverbund 
und die Studienberatung (§§ 31 bis 40). Insbesondere 
soll hierbei gewährleistet werden, daß Studien- und 
Prüfungsordnungen durch das Zusammenwirken von 
Hochschulen, Staat und Praxis am Ausbildungsziel 
orientiert werden. Darüber hinaus enthält der Ent- 
wurf Bestimmungen, die eine schnelle Anpassung 
der Studien- und Prüfungsordnungen der Hochschu- 
len an die Rahmenordnungen sicherstellen. 


9. Abschnitt: Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses 

Neben dem zunehmenden Bedarf der Gesellschaft an 
wissenschaftlich hochqualifizierten Kräften erfordern 
die geplanten Maßnahmen der Lehrkörper- und 
Studienreform und die steigenden Studentenzahlen 
eine umfassende Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Daher sieht die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hier eine vordringliche Aufgabe der Hoch- 
schulen. Der Entwurf regelt deshalb in § 41 zunächst 
in einer ersten Stufe die Promotionsförderung, so- 
weit sie von Hochschulen geleistet werden kann. Die 
Intention, in großem Umfang Hochschullehrernach- 
wuchs zu gewinnen, verlangt eine inhaltliche Ausge- 
staltung der Promotionsförderung, die den Promo- 
venden frühzeitig mit dem gesamten wissenschaft- 
lichen Tätigkeitsfeld der Hochschullehrer vertraut 
macht. 

Darüber hinaus sieht der Entwurf als weiteres Qua- 
lifikationsverfahren eine reformierte Form der Ha- 
bilitation vor, die auf einer überdurchschnittlichen 
Promotionsleistung oder einer vergleichbaren Qua- 
lifikation aufbaut. 

Die diese wissenschaftliche Nachwuchsförderung 
ergänzende wirtschaftliche Förderung sieht die CDU/ 
CSU als eine wichtige staatliche Aufgabe an, die in 
einem besonderen Gesetz in Abstimmung mit den 
Bundesländern zu regeln ist. 


10. Abschnitt: Dienstrecht der Hochschullehrer und 
wissenschaftlichen Mitarbeiter 

Da über die Struktur des wissenschaftlichen Per- 
sonals im wesentlichen in Parteien und Hochschul- 
organisationen ein Konsens besteht, sind die Diffe- 
renzen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in diesem Abschnitt größtenteils 
formaler Natur. Da der Entwurf der Fraktion der 
CDU/CSU über die korporationsrechtliche Stellung 


der Mitglieder und damit auch des wissenschaft- 
lichen Personals an anderer Stelle sehr differen- 
zierte Bestimmungen enthält, beschränkt sich dieser 
Abschnitt ausschließlich auf dienstrechtliche Vor- 
schriften. Dabei wurde aus systematischen Gründen 
zwischen den beamtenrechtlichen Vorschriften 1. Ti- 
tel: §§ 43 bis 52) und den Vorschriften für das nicht- 
beamtete wissenschaftliche Personal (2. Titel: §§ 53 
bis 55) unterschieden. 

Die Regelung der Nebentätigkeit der Professoren 
und Assistenzprofessoren (§ 50) trägt den Bedürf- 
nissen der Hochschule in gleicher Weise Rechnung 
wie den berechtigten Wünschen der Hochschul- 
lehrer nach einer möglichst unbürokratischen Rege- 
lung. Der Entwurf hält an der Institution des Hono- 
rarprofessors fest. Damit soll ein größerer Anreiz 
ausgeübt werden, wissenschaftlich hochqualifizierte 
Persönlichkeiten aus der beruflichen Praxis für eine 
Lehrtätigkeit an den Hochschulen zu gewinnen. 


11. Abschnitt: Staatliche Anerkennung 

Diese Vorschriften des Entwurfs gewährleisten, daß 
die nichtstaatlichen Einrichtungen des Hochschul- 
bereichs den staatlichen Hochschulen gleichgestellt 
sind und die gleichen Abschlußqualifikationen ver- 
leihen können, soweit sie den für das staatliche 
Hochschulwesen geltenden wissenschaftlichen Qua- 
lifikationsanforderungen entsprechen. 


12. Abschnitt: Anpassung des Landesrechts 

Dieser Abschnitt bestimmt u. a. die Fristen, inner- 
halb derer das Hochschulrecht der Länder den Vor- 
: schritten des Hochschulrahmengesetzes anzupassen 
ist. Mit Rücksicht auf die oftmals schwierigen orga- 
nisatorischen Voraussetzungen wurde für die Errich- 
tung der Gesamthochschule eine Sonderregelung 
getroffen. Zu diesen Vorschriften gehören auch die 
Bestimmungen über die beamtenrechtlichen Uber- 
gangsregelungen für das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal sowie die aus rechtsstaat- 
lichen Gründen gebotene Besitzstandswahrung hin- 
sichtlich der Emeritierung. Verträge des Staates mit 
der evangelischen und katholischen Kirche, die Mit- 
wirkungsrechte der Kirchen im Hochschulwesen, 
insbesondere bei Personalentscheidungen der theo- 
logischen Fakultäten betreffen, sollen durch die 
Vorschriften des Hochschulrahmengesetzes nicht be- 
einträchtigt werden. 


13. Abschnitt: Änderungs- und Schlußvorschriften 

Der 13. Abschnitt enthält die Änderungen bestehen- 
der Gesetze, die mit der Verabschiedung dieses 
Gesetzentwurfs erforderlich werden, sowie die Ber- 
lin-Klausel und den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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